
Chance für Integration 
Immer mehr solche Wohnungen oder 

gar Häuser mietet der Kanton, um Asyl­
suchende unterzubringen ( siehe Kas­
ten). Hamdu und Abas haben rund eine 
Woche zuvor von ihrem vorgesehenen 
Umzug nach Escholzmatt erfahren. Laut 
Flüeler wird das bewusst nicht früher 
mitgeteilt. «Hätte etwas doch nicht ge­
klappt, wären sie wohl enttäuscht ge­
wesen.» Tatsächlich: Als die beiden bei 
füren unterirdischen TUKs .:_ den tem­
porären Unterkünften - in Meggen 
und Nebikon am Morgen abgeholt 
werden und ihre sieben Sachen ins 
Auto verladen, verabschieden sie sich 
mit einem Lachen von den Verantwort­
lichen und anderen Bewohnern. Ob­
wohl sie sehr schüchtern und verunsi­
chert wirken (schliesslich kennen sich . 
die beiden noch gar nicht), scheinen 
sie sich zu freuen. 

Doch nicht alle Asylsuchenden möch­
ten zügeln. Flüeler: «Es gibt auch Fälle, 
bei denen sich Personen weigern, die 
neue Unterkunft zu beziehen. Dann 

. müssen wir .fünen ldarmachen, dass es 
für sie eine Chance ist, sich integrieren 
zu können.» So erlangten sie ihre Selbst­
ständigkeit zurück und seien nicht mehr 
einem fremdbestimrnten Tagesablauf in · 
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Zügeltag: Die Asylsuchenden Hamdu l<amal (oben links) und Abas Jervar laden in Escholzmatt ihr Gepäck 

aus. Jose Flüeler, Vertreter der kantonalen Behörde (Bild unten rechts), übergibt den Männern die Schlüssel. 

der TUK unterworfen. Eine Wahl haben 
die Asylsuchenden nicht: Weigern sie 
sich, in das für sie vorgesehene Miet­
objekt zu ziehen, landen sie auf der 
Strasse, «was zum Glück bisher noch 
nie vorgekommen ist», so Flüeler. Ein 
Zurück in eine TUK gibt es nicht, die 
Plätze sind jeweils 'schnell neu besetzt. 

«Konstellation muss stimmen» 
Wer in eine Wohnung ziehen darf, 

wird vom Kanton entschieden. Jene 
Asylsuchenden, die schon länger in 
einer TUK leben und sich dort als wohn­
tauglich erwiesen haben, werden prio­
risiert. Entscheidend ist zudem, ob je­
mand 'in einer ober- oder unterirdischen 
TUK untergebracht ist. Letztere werden 
bevorzugt. Und: «Die Konstellation muss 
stimmen», sagt Flüeler. «Wir achten 
darauf, dass wir Personen, mit dem 
gleichen Geschlecht und Glauben zu­
sammen einquartieren.» Passen müssen 

Bilder Eveline Beerkircher 

sie auch zur Nachbarschaft. Für Familien werden soll oder wie die Waschmaschi­
mit Kindern sucht man möglichst eine ne funktioniert. Ein Dolmetscher aus 
eigene Familienwohnung. Hamdu Ka- Syrien, der selber vor über drei Jal1ren 
mal und Abas Jervar haben beide eine in die Schweiz geflüchtet war, übersetzt 
N-Aufenthaltsbewilligung. Will heissen: alles ins Arabische. Auf einer Karte 
Sie stehen im Asylverfahren und haben zeichnet Blättler etwa die Post, Läden, 
ein Anwesenheitsrecht in der Schweiz. Entsorgungsstellen und die Hausarzt­
Wann ihr Gesuch bearbeitet wird und praxis ein. Bilder helfen beim Erldären. 
ob sie in Escholzmatt bleiben dürfen, Hamdu und Abas sehen von der Infor­
ist unldar. «Es kann sein, dass wir je- mationsflut überfordert aus, scheinen 
manden in eine Wohnung einquartieren, aber zu folgen und nicken fleissig. Zuvor 
der schon wenige Tage später ausreisen · sind sie von Blättler und Flüeler für die 
muss», sagt Flüeler. Anmeldung auf die Gemeinde begleitet 

Enorme kulturelle Unterschiede 
Unterdessen haben sich die Äthiopier 

in ihrer neuen Wohnung lmrz umgese­
hen. Werner Blättler, einer von 10 Wohn­
begleitern in Flüelers Team, erldärt ihnen 
im Wohnzin1rn.er ihre wichtigsten Rech­
te und Pflichten. Er muss bei ganz 
grundlegenden Informationen beginnen, 
etwa dass das Zinlrner morgens gelüftet 

worden. Pässe vorübergehend abgeben, 
Unterschriften setzen. Alles Routine. 

«Das Verstehen von Alltäglichem ist 
wegen der Sprachbarriere und der teils 
massiven kulturellen Unterschiede die 
grösste Schwierigkeit bei der Wohn­
begleitung und der Integration», sagt 
Jose Flüeler. In der Wohngemeinschaft 
der Äthiopier wohnt bereits ein Asyl­
suchender aus Eritrea, der sich schon 
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10 Jahntist et für die Unter):>ringung 
und Begleitung der Asylsuchenden 
zuständig. Danach sind die Gemein-
den zuständig. · · 
--- -

auskenne· und den Neuen hilfreich zur 
Seite stehen werde, so Flüeler. In den 
anderen beiden Wohnungen des Hauses 
wohnen acht weitere Männer aus Eri­
trea und Syrien. 

Auf skh allein gestellt 
Nach der knapp einstündigen Instrulc­

tion der neuen Bewohner ist die Arbeit 
der Wohnbegleiter vorerst zu Ende. Nun 
sind die beiden Äthiopier auf sich allein 
gestellt. Die Wohnbegleiter werden re­
gelmässig vorbeischauen. Weitere Fra­
gen können die Migranten per Telefon 
stellen, auch an ihren Sozialarbeiter. 

Beim Abschied sind Hamdu und Abas 
sichtlich gerührt. · Sie schütteln - zwar. 
immer r1och etwas schüchtern - den 
Wohnbegleitern und dem Dolmetscher 
dankend die Hand. Sie lachen. In ge­
brochenem Englisch sagt der 22-jährige 
Hamdu in die Runde: «Es ist schön hier. 
Es gefällt mir.» 
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LUZERN Der Widerstand gegen die 

Sparmassnahmen des Kantons wächst weiter. 

Der Verband der Mittelschullehr?r prüft 

die Streikbe.reitschaft seiner Mitglieder. ,,., / 
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Zwangsferien, ein erhöhtes Pflicht, ilmen der Regierungsrat nicht entgegen­

pensum oder gar eine Abschaffung des kommen und die Sparmassnahmen 
Langzeitgymnasiums: Gyrnilehrer haben mildern, will die Mehrheit streilcen. Dies 
die Nase voll von den Sparmassnahmen allerdings nur unter gewissen Voraus­
des Kantons. Nachdem bereits die Leh- setzungen. Für den Fall, dass das Pflicht­
rer an der Volksschule mit Massnahmen pensum angehoben würde, wären rund 
drohten (wir berichteten), hat sich jetzt 63 Prozent aller Lehrer bereit, auf die 
auch der Verband der Luzerner Mittel- Strasse zu gehen. Falls das Langzeit­

. schullehrerinnen und -lehrer für das gymnasium abgeschafft werden sollte, 
Schlimmste gewappnet. Bei seinen Mit- wären es gar rund 70 Prozent. Remo 
gliedern hat er eine Umfrage zur Streik- Herbst, Verbandspräsident und Gyrnna­
bereitschaft durchgeführt. Fazit: Sollte siallehrer am Alpenquai in Luzern, sagt: 

«Wir wollten erheben, wie gross der 
Frust ist - offenbar ist er erheblich.» 
Damit ein Streik zu Stande kommt, 
müssten für die meisten zwei weitere 
Bedingungen erfüllt sein: Fast drei Vier­
tel aller Lehrer kreuzten an, dass der 
Streik an jeder Schule zur gleichen Zeit 
stattfinden müsste. Mehr als die Hälfte 
behält sich zudem vor, nicht zu streilcen, 
falls weniger als 70 Prozent aller Berufs­
kollegen ain Streik teilnehmen würden. 

«Kanton baut hemmungslos ab>~ 
Andere Massnahmen - wie das Zu­

s=enlegen von Schulen oder das 
Streichen von J<:rgänzungsfächern - sind 
für die Mehrheit nicht Grund genug, 
um die Al'beit niederzulegen. I:Ierbst: 
«Der Streik ist nach wie vor das letzte 
Mittel. Wir wollen nicht, dass es die 

Schüler ausbaden müssen, indem der 
Unterricht für sie abgebaut wird. Denn 
das macht der Kanton bereits hem­
mungslos.» Erste Protestaktionen orga­
nisieren viele Schulen bereits in der 
Zwangsferienwoche - mit der finanziel­
len Unterstützung des Verbands. 

Entscheid über Streik erst im Herbst 
Regierungsrat und Bildungsdirektor 

Reto Wyss (CVP) nimmt die vorhandene 
Streikbereitschaft mit Bedauern zur 
Kenntnis. «Ein bedingungsloses Arbeits­
streikrecht für Kantonsangestellte gibt es 
.nicht.» Erst wenn vorher Verhandlungen 
mit den Personalverbänden stattgefun­
den hätten und diese keine Ergebnisse 

. gebracht haben, sei ein Streik zulässig. 
Aus Sicht von Remo Herbst ist dies bald 
der Fall: «In den letzten Jahren haben 

Gespräche nichts gebracht. Es war nur 
ein Dilctat von Seiten des Kantons.» Ob 
es folglich zum letzten Mittel kommt, 
wird :'eh im November oder Dezember 
zeigen. Dann beschliesst das Parlament 
definitiv über die Massnahmen. 

Herbst: «Die Verzweiflung wegen der 
Finanzlage ist im Kanton so gross, dass 
wir Lehrer sogar einen Kompromiss 
eingehen würden.» Demnach wären sie 
bereit, während dreier Jahre eine Lektion 
mehr zu leisten, wenn dies in den Fol­
gejahren kompensiert würde. Für Re­
gierungsrat Wyss ist dies aber keine 
taugliche Lösung: «Damit würde ledig­
lich eine Verschiebung der Verpflichtung 
erfolgen. Die Besoldung der Lehrer wäre 
nur hinausgeschoben.» 
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